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BEKANNTMACHUNG  Gemeinde Neuenmarkt

Haushaltssatzung
der Gemeinde Neuenmarkt (Landkreis Kulmbach)

für das Haushaltsjahr 2024

vom 23.09.2024

Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) erlässt die Gemeinde Neuenmarkt folgende Haushalts-
satzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.294.159 €

und

im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.510.450 €

ab.

§ 2

(1)  Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind in Höhe von 700.000 € vorgesehen.

(2)  Kreditaufnahmen für Investitionen des Eigenbetriebs Gemein-
dewerke Neuenmarkt sind nicht vorgesehen. 

§ 3

(1) Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

(2)  Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan des Eigenbe-
triebs Gemeindewerke Neuenmarkt werden nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:

1.  Grundsteuer

  a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 320 v.H. 
  b) für die Grundstücke (B) 320 v.H.

2.  Gewerbesteuer 330 v.H.

§ 5

(1)  Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 200.000 € fest-
gesetzt.

(2)  Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben des Eigenbetriebs Gemeindewerke Neuenmarkt 
wird auf 150.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft.

Neuenmarkt, 23. September 2024
Gemeinde Neuenmarkt
Alexander Wunderlich
Erster Bürgermeister

Der Haushaltplan liegt ab Erscheinen dieser Bekanntmachung ge-
mäß Art. 65 Abs. 3 und Art. 26 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) 
eine Woche lang im Rathaus der Gemeinde Neuenmarkt, Zimmer 6, 
während der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich auf.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt für die Dauer ihrer 
Gültigkeit gemäß § 4 der Bekanntmachungsverordnung innerhalb 
der allgemeinen Geschäftsstunden im Rathaus der Gemeinde Neu-
enmarkt, Zimmer 6, zur Einsicht bereit.

BEKANNTMACHUNG ZV Sanspareil-Gruppe

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 

der Sanspareil - Gruppe (Landkreis Kulmbach)

für das Haushaltsjahr 2024

Auf Grund der Art. 68 Abs. 1 i. V. m. Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern – GO – (BayRS 2020-1-1-I) erlässt der 
Zweckverband zur Wasserversorgung Sanspareil-Gruppe die ge-
nehmigte 1. Nachtragshaushaltssatzung: 

§ 1

Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan wird hiermit 
festgesetzt; dadurch werden 

erhöht 
um €

ver-
mindert 

um €

und damit der Ge-
samtbetrag des Haus-
haltsplans einschließ-

lich der Nachträge

gegen-
über  

bisher €

auf nun-
mehr € 

verändert

a)  im Verwaltungs-
haushalt 
die Einnahmen  
die Ausgaben

---
---

---
---

---
---

---
---

b)  im Vermögens-
haushalt 
die Einnahmen  
die Ausgaben
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§ 2 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-
genshaushalt wird von 0 um 1.800.000 € erhöht und damit neu auf 
1.800.000 € festgesetzt.

§ 3

Weitere Veränderungen/Festsetzungen werden nicht vorgenommen.
 

§ 4

Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in 
Kraft. 

Wonsees, 12. August 2024
ZV zur Wasserversorgung der Sanspareil-Gruppe
1. Vorsitzender 
Andreas Pöhner
 
Die Nachtragshaushaltssatzung und der Nachtrag zum Haushalts-
plan 2024 werden gemäß Art. 68 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. Art. 65 Abs. 3 
der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit § 4 der Bekannt-
machungsverordnung (BekV) während der Dauer ihrer Gültigkeit 
in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Kasendorf, 
Marktplatz 8, 95359 Kasendorf, innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsicht bereitgehalten.

BEKANNTMACHUNG Gemeinde Untersteinach

Managementplan für das NATURA 2000-Gebiet „Mainaue und 
Muschelkalkhänge zwischen Kauerndorf und Trebgast"

Der fertiggestellte Managementplan für das NATURA 2000-Gebiet 
„Mainaue und Muschelkalkhänge zwischen Kauerndorf und Treb-
gast" wurde Ende Juli der Gemeinde Untersteinach durch die Re-
gierung von Oberfranken übersandt und liegt nun vor. 

Natura 2000 ist ein EU-weites Netz von Schutzgebieten zur Erhal-
tung gefährdeter oder typischer Lebensräume und Arten. Es setzt 
sich zusammen aus den Schutzgebieten der Vogelschutz-Richtlinie 
und den Schutzgebieten der Fauna-Flora-Habitat (FFH) Richtli-
nie. Es ist derzeit das größte grenzüberschreitende, koordinierte 
Schutzgebietsnetz weltweit und leistet einen wichtigen Beitrag zum 
Schutz der biologischen Vielfalt in der EU. 

Aufgabe von NATURA 2000 ist es, das europäische Naturerbe zu 
bewahren und die Gebiete europäischen Ranges in ihrem guten Zu-
stand zu erhalten. Aus diesem Grund werden in Bayern sogenannte 
Managementpläne erarbeitet. Für den vorliegenden Plan fanden 
zwei Öffentlichkeitsveranstaltungen statt. Der Managementplan 
zeigt, welche Maßnahmen im NATURA 2000-Gebiet notwendig sind, 
um einen günstigen Erhaltungszustand der Lebensraumtypen und 
Arten zu gewährleisten oder wiederherzustellen. Der Management-
plan ist Leitlinie des staatlichen Handelns. Für die Grundeigentü-
mer und Bewirtschafter trägt er zur Planungssicherheit bei. Es be-
steht für Grundstückseigentümer und Nutzer keine Verpflichtung, 
die Maßnahmen des Managementplans umzusetzen. Sie sollen auf 
freiwilliger Basis und v. a. im Rahmen von Förderprogrammen um-
gesetzt werden. Rechtsverbindlich ist jedoch das gesetzliche Ver-
schlechterungsverbot (§§ 33 und 34 Bundesnaturschutzgesetz), das 
unabhängig vom Managementplan gilt. Alle Maßnahmen, die zu ei-
ner erheblichen Verschlechterung der NATURA 2000-Lebensraum-
typen und -Arten führen, sind demnach verboten. Ob Vorhaben in 
Konflikt mit dem Verschlechterungsverbot geraten können, muss im 
konkreten Einzelfall beurteilt werden. Hierzu, wie auch zur Um-
setzung der Erhaltungsmaßnahmen, berät die zuständige Untere 
Naturschutzbehörde Kulmbach in Zusammenarbeit mit dem AELF 
Coburg-Kulmbach/Abteilung Forsten. 

Die Regierung von Oberfranken, Höhere Naturschutzbehörde, be-
dankt sich bei allen Beteiligten für die gute und konstruktive Zu-
sammenarbeit und hofft, mit dem Managementplan zur Erhaltung 
dieses naturschutzfachlich wertvollen Gebiets beitragen zu können.
 
Der Plan steht auf der Seite des Bayerischen Landesamts für Um-
welt zur Verfügung: http://www.lfu.bayern.de/natur/natura2000_
managementplaene/index.htm 

Der Plan wird dauerhaft in der Unteren Naturschutzbehörde im 
Landratsamt Kulmbach sowie im Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (AELF) Coburg-Kulmbach zur Einsichtnahme 
vorgehalten.
Als zusätzliche Möglichkeit können die Unterlagen während der 
allgemeinen Geschäftszeiten in der Geschäftsstelle der Verwal-
tungsgemeinschaft Untersteinach, Stadtsteinacher Straße 17, 95369 
Untersteinach eingesehen werden. 

Untersteinach, 19. September 2024
Gemeinde Untersteinach
Volker Schmiechen
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG Markt Ludwigschorgast

Managementplan für das NATURA 2000-Gebiet „Mainaue und Mu-
schelkalkhänge zwischen Kauerndorf und Trebgast"

Der fertiggestellte Managementplan für das NATURA 2000-Gebiet 
„Mainaue und Muschelkalkhänge zwischen Kauerndorf und Treb-
gast" wurde Ende Juli dem Markt Ludwigschorgast durch die Regie-
rung von Oberfranken übersandt und liegt nun vor. 

Natura 2000 ist ein EU-weites Netz von Schutzgebieten zur Erhal-
tung gefährdeter oder typischer Lebensräume und Arten. Es setzt 
sich zusammen aus den Schutzgebieten der Vogelschutz-Richtlinie 
und den Schutzgebieten der Fauna-Flora-Habitat (FFH) Richtli-
nie. Es ist derzeit das größte grenzüberschreitende, koordinierte 
Schutzgebietsnetz weltweit und leistet einen wichtigen Beitrag zum 
Schutz der biologischen Vielfalt in der EU. 

Aufgabe von NATURA 2000 ist es, das europäische Naturerbe zu 
bewahren und die Gebiete europäischen Ranges in ihrem guten Zu-
stand zu erhalten. Aus diesem Grund werden in Bayern sogenannte 
Managementpläne erarbeitet. Für den vorliegenden Plan fanden 
zwei Öffentlichkeitsveranstaltungen statt. Der Managementplan 
zeigt, welche Maßnahmen im NATURA 2000-Gebiet notwendig sind, 
um einen günstigen Erhaltungszustand der Lebensraumtypen und 
Arten zu gewährleisten oder wiederherzustellen. Der Management-
plan ist Leitlinie des staatlichen Handelns. Für die Grundeigentü-
mer und Bewirtschafter trägt er zur Planungssicherheit bei. Es be-
steht für Grundstückseigentümer und Nutzer keine Verpflichtung, 
die Maßnahmen des Managementplans umzusetzen. Sie sollen auf 
freiwilliger Basis und v. a. im Rahmen von Förderprogrammen um-
gesetzt werden. Rechtsverbindlich ist jedoch das gesetzliche Ver-
schlechterungsverbot (§§ 33 und 34 Bundesnaturschutzgesetz), das 
unabhängig vom Managementplan gilt. Alle Maßnahmen, die zu ei-
ner erheblichen Verschlechterung der NATURA 2000-Lebensraum-
typen und -Arten führen, sind demnach verboten. Ob Vorhaben in 
Konflikt mit dem Verschlechterungsverbot geraten können, muss im 
konkreten Einzelfall beurteilt werden. Hierzu, wie auch zur Um-
setzung der Erhaltungsmaßnahmen, berät die zuständige Untere 
Naturschutzbehörde Kulmbach in Zusammenarbeit mit dem AELF 
Coburg-Kulmbach/Abteilung Forsten. 

Die Regierung von Oberfranken, Höhere Naturschutzbehörde, be-
dankt sich bei allen Beteiligten für die gute und konstruktive Zu-
sammenarbeit und hofft, mit dem Managementplan zur Erhaltung 
dieses naturschutzfachlich wertvollen Gebiets beitragen zu können. 

Der Plan steht auf der Seite des Bayerischen Landesamts für Um-
welt zur Verfügung: http://www.lfu.bayern.de/natur/natura2000_
managementplaene/index.htm 

Der Plan wird dauerhaft in der Unteren Naturschutzbehörde im 
Landratsamt Kulmbach sowie im Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (AELF) Coburg-Kulmbach zur Einsichtnahme 
vorgehalten.

Als zusätzliche Möglichkeit können die Unterlagen während der 
allgemeinen Geschäftszeiten in der Geschäftsstelle der Verwal-
tungsgemeinschaft Untersteinach, Stadtsteinacher Straße 17, 95369 
Untersteinach eingesehen werden. 

Untersteinach, 19. September 2024
Markt Ludwigschorgast
Doris Leithner-Bisani
Erste Bürgermeisterin



BEKANNTMACHUNG Gemeinde Untersteinach

Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen 
Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter

Vom 17.09.2024

Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
05. Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert durch Art. 13a Abs. 
1 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl S. 371), erlässt die Gemeinde 
Untersteinach folgende

Verordnung

Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Inhalt der Verordnung 

Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Rei-
nigungs- und Sicherungspflichten auf den öffentlichen Straßen in 
der Gemeinde Untersteinach.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

Öffentliche Straßen, Gehbahnen, geschlossene Ortslage 

(1)  Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit 
ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder 
des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 
der jeweiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahr-
bahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, die 
Geh- und Radwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege und 
die der Straße dienenden Gräben, Böschungen, Stützmauern 
und Grünstreifen. Die Bundesautobahnen sind keine öffentli-
chen Straßen im Sinne dieser Verordnung. 

(2)  Gehbahnen sind 

 a) die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und 
abgegrenzten Teile der öffentlichen Straßen (insbesonde-
re Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Radwege) und die 
selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen gemein-
samen Geh- und Radwege

 oder

 b)  in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, 
die dem Fußgängerverkehr dienenden Teile am Rande der 
öffentlichen Straßen 

 in einer Breite von 1 Meter, gemessen vom begehbaren Straßen-
rand aus. 

(3)  Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in 
geschlossener oder offener Bauweise zusammenhängend be-
baut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung unge-
eignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung 
unterbrechen den Zusammenhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 
3 BayStrWG). 

Reinhaltung der öffentlichen Straßen

§ 3 
Verbote

(1)  Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es un-
tersagt, öffentliche Straßen mehr als nach den Umständen un-
vermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu lassen. 

(2)  Insbesondere ist es verboten, 

 a) auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche 
oder sonstige verunreinigende Flüssigkeiten auszuschütten 
oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder sonsti-
ge Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen;

 b)  Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen;

 c)  Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, 
Behältnisse sowie Eis und Schnee 

1.  auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu 
lagern,

2.  neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder 
zu lagern, wenn dadurch die Straßen verunreinigt werden 
können,

3.  in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder 
offene Abzugsgräben der öffentlichen Straßen zu schütten 
oder einzubringen.

(3)  Das Abfallrecht bleibt unberührt. 

Reinigung der öffentlichen Straßen

§ 4 
Reinigungspflicht

(1)  Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die 
Eigentümer und die zur Nutzung dinglich Berechtigten von 
Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an die 
im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffent-
lichen Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder über diese öffent-
lichen Straßen mittelbar erschlossen werden (Hinterlieger), 
die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemeinsam auf eigene 
Kosten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Stra-
ßen mittelbar erschlossen, zu denen über dazwischenliegende 
Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise Zugang oder Zufahrt 
genommen werden darf. 

(2)  Grenzt ein Grundstück an mehrere im Straßenreinigungsver-
zeichnis (Anlage) aufgeführte öffentliche Straßen an oder wird 
es über mehrere derartige Straßen mittelbar erschlossen oder 
grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine an-
dere mittelbar erschlossen wird, so besteht die Verpflichtung für 
jede dieser Straßen. 

(3)  Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu rei-
nigen, zu der sie aus tatsächlichen oder aus rechtlichen Grün-
den keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können und die 
von ihrem Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden 
kann. 

(4)  Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlie-
ger, deren Grundstücke einem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen. 

(5)  Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind 
die Erbbauberechtigten, die Nießbraucher, die Dauerwohn- und 
Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungs-
rechtes nach § 1093 BGB.

§ 5 
Reinigungsarbeiten

Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hin-
terlieger die im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführ-
ten öffentlichen Straßen, und zwar innerhalb der in § 6 genannten 
Reinigungsflächen, zu reinigen. 

Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwe-
ge, die Radwege und die innerhalb der Reinigungsflächen befind-
lichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der Parkstreifen) nach 
Bedarf

a)  zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu 
entfernen (soweit eine Entsorgung in üblichen Hausmülltonnen 
für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in Wertstoffcontainern 
möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat 
auf den Grünstreifen. 

 Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit 
durch das Laub – insbesondere bei feuchter Witterung – die Si-
tuation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, ebenfalls durch-
zuführen.

b)  von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen 
Pflanzen zu befreien, soweit es aus Ritzen und Rissen im Stra-
ßenkörper wächst.

c)  insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Ab-
flussrinnen und Kanaleinläufe freizumachen, soweit diese in-
nerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen.

§ 6
Reinigungsfläche

(1)  Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der 
zwischen der gemeinsamen Grenze des Vorderliegergrundstücks 
mit dem Straßengrundstück,

 und 

 a)  bei Straßen der Gruppe A des Straßenreinigungsverzeichnis-
ses (Anlage) der Fläche außerhalb der Fahrbahn,
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 b)  bei Straßen der Gruppe B des Straßenreinigungsverzeichnis-
ses (Anlage) einer parallel zum Fahrbahnrand in einem Ab-
stand von 0,5 m verlaufenden Linie innerhalb der Fahrbahn,

 c)  bei Straßen der Gruppe C des Straßenreinigungsverzeichnis-
ses (Anlage) der Fahrbahnmitte bzw. der Straßenmitte

 liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem 
Grundstück jeweils durch die von den Grundstücksgrenzen aus 
senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt werden.

(2)  Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede 
öffentliche Straße, an die das Grundstück angrenzt, einschließ-
lich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung liegenden 
Flächen.

§ 7
Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger

(1)  Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten 
Hinterliegern die Reinigungspflicht für ihre Reinigungsflächen. 
Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie sich 
zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder Unterneh-
mer bedienen; das Gleiche gilt auch für den Fall, dass zwischen 
Vorder- und Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 (Aufteilung 
der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen sind. 

(2)  Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen 
Grundstück er Zugang oder Zufahrt zu derselben öffentlichen 
Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück 
angrenzt.

§ 8
Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern

(1)  Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Auftei-
lung der auf sie treffenden Arbeiten untereinander durch Ver-
einbarung zu regeln. 

(2)  Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vor-
der- oder Hinterlieger eine Entscheidung der Gemeinde über 
die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu 
erbringen haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grund-
stücke der einander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hin-
sichtlich der Flächen wesentlich, kann die Entscheidung bean-
tragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen 
zu erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in demselben 
Verhältnis zueinanderstehen, wie die Grundstücksflächen.

Sicherung der Gehbahnen im Winter

§ 9 
Sicherungspflicht 

(1)  Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz haben die Vorder- und Hinterlieger die in § 11 be-
stimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungsfläche) der öf-
fentlichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr 
Grundstück mittelbar erschließen, auf eigene Kosten in siche-
rem Zustand zu erhalten. 

(2)  § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Si-
cherungspflicht besteht für alle öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) 
innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 2 Abs. 3) auch wenn die-
se nicht im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführt 
sind. 

§ 10
Sicherungsarbeiten

(1)  Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an 
Werktagen ab 07 Uhr und an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen 
ab 08 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder Eis-
glätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, Splitt), 
nicht jedoch mit Tausalz oder ätzenden Mitteln zu bestreuen 
oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer Glättegefahr (z. B. an 
Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz 
zulässig. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr so oft zu 
wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, Eigentum oder Besitz erforderlich ist. 

(2)  Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben 
der Gehbahn so zu lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet oder 
erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, Kanaleinlaufschäch-
te und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten. 

§ 11 
Sicherungsfläche

(1)  Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück inner-
halb der in § 6 genannten Reinigungsfläche liegende Gehbahn 
nach § 2 Abs. 2.

(2)  § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Schlussbestimmungen

§ 12 
Befreiung und abweichende Regelungen

(1)  Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 ge-
währt die Gemeinde, wenn der Antragsteller die unverzügliche 
Reinigung besorgt. 

(2)  In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer 
erheblichen unbilligen Härte führen würden, die dem Betroffe-
nen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und 
der Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zuge-
mutet werden kann, spricht die Gemeinde auf Antrag durch Be-
scheid eine Befreiung aus oder trifft unbeschadet des § 8 Abs. 2 
sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat die 
Gemeinde auch zu treffen in Fällen, in denen nach dieser Ver-
ordnung auf Vorder- und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. 
Die Entscheidung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen 
oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu ein-
tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunrei-
nigen lässt,

2. die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht 
erfüllt,

3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht recht-
zeitig sichert.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Sie gilt 20 Jahre. 

Untersteinach, 17. September 2024
Gemeinde Untersteinach
Volker Schmiechen
Erster Bürgermeister

Anlage zur Straßenreinigungsverordnung
(zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6)

Straßenreinigungsverzeichnis

Gruppe A
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemeinsame Geh- und Radwege, Rad-
wege sowie Grünstreifen und von der Fahrbahn getrennte Park-
streifen)

Gruppe B 
(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A und zusätzlich die Fahr-
bahnränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b festgelegten Breite mit 
Ausnahme der Sinkkästen

alle öffentlichen Straßen i. S. d. § 2 Abs. 1

Gruppe C 
(Reinigungsfläche: bis zur Fahrbahnmitte bzw. Straßenmitte)
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BEKANNTMACHUNG  Gemeinde Rugendorf

Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen 
Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter

(Reinigungs- und Sicherungsverordnung)

vom 25. September 2024

Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und We-
gegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert durch Art. 13 a Abs. 1 
des Gesetzes zur Stärkung des Radverkehrs in Bayern (Bayerisches 
Radgesetz – BayRadG – vom 24. Juli 2023 (GVBl S. 371), erlässt die 
Gemeinde Rugendorf folgende Verordnung:

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Inhalt der Verordnung

Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Rei-
nigungs- und Sicherungspflichten auf den öffentlichen Straßen in 
der Gemeinde Rugendorf.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Öffentliche Straßen, Gehbahnen, geschlossene Ortslage

(1)  Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit 
ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder 
des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 
der jeweiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahr-
bahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, die 
Geh- und Radwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege und 
die der Straße dienenden Gräben, Böschungen, Stützmauern 
und Grünstreifen. Die Bundesautobahnen sind keine öffentli-
chen Straßen im Sinne dieser Verordnung.

(2)  Gehbahnen sind

 a)  die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und 
abgegrenzten Teile der öffentlichen Straßen (insbesonde-
re Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Radwege) und die 
selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen gemein-
samen Geh- und Radwege oder

 b)  in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, 
die dem Fußgängerverkehr dienenden Teile am Rande der 
öffentlichen Straßen in einer Breite von 1,50 Meter, gemessen 
vom begehbaren Straßenrand aus.

(3)  Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in 
geschlossener oder offener Bauweise zusammenhängend be-
baut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung unge-
eignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung 
unterbrechen den Zusammenhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 
3 BayStrWG).

Reinhaltung der öffentlichen Straßen

§ 3
Verbote

(1)  Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es un-
tersagt, öffentliche Straßen mehr als nach den Umständen un-
vermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu lassen.

(2)  Insbesondere ist es verboten,

 a)  auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche 
oder sonstige verunreinigende Flüssigkeiten auszuschütten 
oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder sonsti-
ge Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen;

 b)  Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen;

 c)  Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, 
Behältnisse sowie Eis und Schnee

1.  auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu 
lagern,

2.  neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder 
zu lagern, wenn dadurch die Straßen verunreinigt werden 
können,

3.  in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder 
offene Abzugsgräben der öffentlichen Straßen zu schütten 
oder einzubringen.

(3)  Das Abfallrecht bleibt unberührt.

Reinigung der öffentlichen Straßen

§ 4
Reinigungspflicht

(1)  Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die 
Eigentümer und die zur Nutzung dinglich Berechtigten von 
Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an die 
im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffent-
lichen Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder über diese öffent-
lichen Straßen mittelbar erschlossen werden (Hinterlieger), 
die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemeinsam auf eigene 
Kosten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Stra-
ßen mittelbar erschlossen, zu denen über dazwischenliegende 
Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise Zugang oder Zufahrt 
genommen werden darf.

(2)  Grenzt ein Grundstück an mehrere im Straßenreinigungsver-
zeichnis (Anlage) aufgeführte öffentliche Straßen an oder wird 
es über mehrere derartigen Straßen mittelbar erschlossen oder 
grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine an-
dere mittelbar erschlossen wird, so besteht die Verpflichtung für 
jede dieser Straßen.

(3)  Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu rei-
nigen, zu der sie aus tatsächlichen oder aus rechtlichen Grün-
den keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können und die 
von ihrem Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden 
kann.

(4)  Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlie-
ger, deren Grundstücke einem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen.

(5)  Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind 
die Erbbauberechtigten, die Nießbraucher, die Dauerwohn- und 
Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungs-
rechtes nach § 1093 BGB.

§ 5
Reinigungsarbeiten

Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hin-
terlieger die im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführ-
ten öffentlichen Straßen, und zwar innerhalb der in § 6 genannten 
Reinigungsflächen, zu reinigen.

Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwe-
ge, die Radwege und die innerhalb der Reinigungsflächen befind-
lichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der Parkstreifen) nach 
Bedarf

a)  zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu 
entfernen (soweit eine Entsorgung in üblichen Hausmülltonnen 
für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in Wertstoffcontainern 
möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat 
auf den Grünstreifen.

 Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit 
durch das Laub – insbesondere bei feuchter Witterung – die Si-
tuation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, ebenfalls durch-
zuführen.

b)  von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen 
Pflanzen zu befreien.

c)  insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Ab-
flussrinnen und Kanaleinläufe freizumachen, soweit diese in-
nerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen.

§ 6
Reinigungsfläche

(1)  Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der 
zwischen der gemeinsamen Grenze des Vorderliegergrundstücks 
mit dem Straßengrundstück,

 und

 a)  bei Straßen der Gruppe A des Straßenreinigungsverzeichnis-
ses (Anlage) der Fläche außerhalb der Fahrbahn,

 b)  bei Straßen der Gruppe B des Straßenreinigungsverzeich-
nisses (Anlage) einer parallel zum Fahrbahnrand in einem 
Abstand von 1 Meter verlaufenden Linie innerhalb der Fahr-
bahn,

 c)  bei Straßen der Gruppe C des Straßenreinigungsverzeichnis-
ses (Anlage) der Fahrbahnmitte bzw. der Straßenmitte

– 209 –



– 210 –

 liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem 
Grundstück jeweils durch die von den Grundstücksgrenzen aus 
senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt werden.

(2)  Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede 
öffentliche Straße, an die das Grundstück angrenzt, einschließ-
lich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung liegenden 
Flächen.

§ 7
Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger

(1)  Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten 
Hinterliegern die Reinigungspflicht für ihre Reinigungsflächen. 
Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie sich 
zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder Unterneh-
mer bedienen; das Gleiche gilt auch für den Fall, dass zwischen 
Vorder- und Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 (Aufteilung 
der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen sind.

(2)  Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen 
Grundstück er Zugang oder Zufahrt zu derselben öffentlichen 
Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück 
angrenzt.

§ 8
Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern

(1)  Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Auftei-
lung der auf sie treffenden Arbeiten untereinander durch Ver-
einbarung zu regeln.

(2)  Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vor-
der- oder Hinterlieger eine Entscheidung der Gemeinde über 
die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu 
erbringen haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grund-
stücke der einander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hin-
sichtlich der Flächen wesentlich, kann die Entscheidung bean-
tragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen 
zu erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in demselben 
Verhältnis zueinanderstehen, wie die Grundstücksflächen.

Sicherung der Gehbahnen im Winter

§ 9
Sicherungspflicht

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz haben die Vorder- und Hinterlieger die in § 11 be-
stimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungsfläche) der öf-
fentlichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr 
Grundstück mittelbar erschließen, auf eigene Kosten in siche-
rem Zustand zu erhalten.

(2)  § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Si-
cherungspflicht besteht für alle öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) 
innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 2 Abs. 3) auch wenn die-
se nicht im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführt 
sind.

§ 10
Sicherungsarbeiten

(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an 
Werktagen ab 07 Uhr und an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen 
ab 08 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder Eis-
glätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, Splitt), 
nicht jedoch mit Tausalz oder ätzenden Mitteln zu bestreuen 
oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer Glättegefahr (z. B. an 
Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz 
zulässig. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr so oft zu 
wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, Eigentum oder Besitz erforderlich ist.

(2)  Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben 
der Gehbahn so zu lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet oder 
erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, Kanaleinlaufschäch-
te und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten.

§ 11
Sicherungsfläche

(1)  Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück inner-
halb der in § 6 genannten Reinigungsfläche liegende Gehbahn 
nach § 2 Abs. 2.

(2)  § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.

Schlussbestimmungen

§ 12
Befreiung und abweichende Regelungen

(1)  Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 ge-
währt die Gemeinde, wenn der Antragsteller die unverzügliche 
Reinigung besorgt.

(3)  In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer 
erheblichen unbilligen Härte führen würden, die dem Betroffe-
nen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und 
der Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zuge-
mutet werden kann, spricht die Gemeinde auf Antrag durch Be-
scheid eine Befreiung aus oder trifft unbeschadet des § 8 Abs. 2 
sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat die 
Gemeinde auch zu treffen in Fällen, in denen nach dieser Ver-
ordnung auf Vorder- und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. 
Die Entscheidung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen 
oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu ein-
tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.  entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunrei-
nigen lässt,

2.  die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht 
erfüllt,

3.  entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht recht-
zeitig sichert.

§ 14
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt 
Kulmbach in Kraft. Sie gilt 20 Jahre.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Reinhaltung und Rei-
nigung und Sicherung der öffentlichen Straßen und die Siche-
rung der Gehbahnen im Winter vom 17. Januar 2005 außer Kraft.

Rugendorf, 25. September 2024
Gemeinde Rugendorf
Gerhard Theuer
Erster Bürgermeister

Anlage 1 (zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6)
Verzeichnis der zu reinigenden Straßen (Straßenverzeichnis)

Gruppe A + B (Gehbahnen und Fahrbahnränder):
Ortsdurchfahrt Zettlitz
Ortsdurchfahrt Eisenwind

Gruppe C (Reinigungsfläche bis zur Fahrbahnmitte):
Alle hier nicht aufgeführten, innerhalb der geschlossenen Orts-
lage liegenden Straßen, Wege und Teilstrecken von Gemeindever-
bindungsstraßen im Sinne des Art. 46 BayStrWG in der Gemeinde 
Rugendorf.
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BEKANNTMACHUNG  Stadt Kulmbach

Erlass der Innenbereichssatzung Nr. 12 
„Oberzettlitz - Ergänzungssatzung Oberzettlitz Süd, südlich der 
GVS Oberzettlitz-Gößmannsreuth“ gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 

BauGB zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in den 
im Zusammenhang bebauten Ortsteil Oberzettlitz

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß 
§ 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Stadtrat der Stadt Kulmbach hat in seiner Sitzung vom 
26.09.2024 den Erlass der Innenbereichssatzung Nr. 12 „Oberzett-
litz – Ergänzungssatzung Oberzettlitz Süd, südlich der GVS Ober-
zettlitz-Gößmannsreuth“ gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB zur 
Einbeziehung von Außenbereichsflächen in den im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil Oberzettlitz als Satzung beschlossen.

Das Konzept sieht die Errichtung eines Wohnhauses mit Doppel-
garage im Ortsteil Oberzettlitz vor.

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücksnummern 1389/3 und 
1389/4 der Gemarkung Leuchau und hat eine Größe von ca. 0,26 ha. 
Auf die abgedruckte Darstellung wird verwiesen.

Der Satzungsbeschluss des Erlasses der Innenbereichssatzung 
Nr. 12 „Oberzettlitz - Ergänzungssatzung Oberzettlitz Süd, südlich 
der GVS Oberzettlitz-Gößmannsreuth“ gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
BauGB zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil Oberzettlitz wird hiermit gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntma-
chung tritt der Erlass gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 

Jedermann kann die Innenbereichssatzung und die Begründung 
bei der Stadt Kulmbach, Bauamt, Zimmer 22, Oberhacken 8, 95326 
Kulmbach während der üblichen Öffnungszeiten (Montag bis Don-
nerstag von 08:00 bis 16:00 Uhr und Freitag von 08:00 bis 12:00 Uhr) 
einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. Die Unterla-

gen können zukünftig darüber hinaus im Internet auf der Home-
page der Stadt Kulmbach (www.kulmbach.de) unter der Rubrik 
„Rathaus“ – „Planen-Bauen-Wohnen-Umwelt“ – „Flächennutzungs-
plan“ – „Rechtskräftige Flächennutzungspläne“ bzw. „Bebauungs-
pläne“ – „Rechtskräftige Bebauungspläne“ eingesehen werden. Ein 
Abruf der Unterlagen über das zentrale Internetportal des Landes 
(www.geoportal.bayern.de) ist ebenfalls möglich.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-
wägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hin-
gewiesen. 

Unbeachtlich werden demnach

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
und 

2. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 
Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungs-
ansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermö-
gensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

Stadtplanungsamt Kulmbach, 27. September 2024
Stadt Kulmbach
Ingo Lehmann
Oberbürgermeister
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BEKANNTMACHUNG  Stadt Stadtsteinach

Satzung über die Benutzung der Skateranlage Stadtsteinach
(Benutzungssatzung Skateranlage Stadtsteinach)

Vom 19. September 2024

Aufgrund der Art. 23 und 24 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Verordnung vom 04. Juni 2024 
(GVBl S. 98) erlässt die Stadt Stadtsteinach gemäß Beschluss des 
Stadtrates vom 09. September 2024 folgende Satzung:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Benutzungssatzung gilt für die Skateranlage der Stadt Stadt-
steinach, auf den Teilflächen der Grundstücke Fl.Nrn. 475, 475/2 
und 475/3, Gemarkung Stadtsteinach, Gertig. Der Geltungsbereich 
ist aus dem beiliegenden Lageplan schwarz schraffiert ersichtlich. 
Die dort nicht schraffiert dargestellten Flächen der städtischen 
Grundstücke dürfen grundsätzlich nicht betreten werden.

§ 2
Nutzung

1. Auf der Skateranlage sind Skateboarding, Rollschuhlaufen, In-
line-Skating und soweit möglich Radfahren und die sachgerechte 
Nutzung der vorhandenen Anlagen zulässig.

2. Jeder Benutzer hat sich so zu verhalten, dass keine Schäden und 
Gefahren für andere entstehen. Das Gelände ist sauber zu halten. 
Abfall ist in die dafür vorgesehenen Behälter zu geben. Wer das 
Gelände verunreinigt, ist zur sofortigen Säuberung verpflichtet.

3. Es ist nicht erlaubt, gefährliche Gegenstände mit sich zu führen 
sowie alkoholische Getränke mitzubringen und auf der Skater-
anlage zu konsumieren. Ebenso ist das Rauchen auf der Skater-
anlage nicht erlaubt.

4. Zelten und offenes Feuer sind auf der Skateranlage nicht er-
laubt.

§ 3
Benutzungszeiten

Der Skateranlage steht, soweit nicht anders bestimmt, wie folgt zur 
Nutzung zur Verfügung:
Mai – Oktober:  Montag bis Sonntag von 09.00 – 21.00 Uhr
November – April:  Montag bis Sonntag von 09.00 Uhr bis zum Ein-

bruch der Dunkelheit (längstens bis 19.00 Uhr)

Bei missbräuchlicher Benutzung oder aus betrieblichen oder per-
sonellen Gründen (z.B. Sicherheit der Benutzer bzw. der Gebäude 
und Ausrüstungsgegenstände) ist eine Schließung insgesamt, in Tei-
len oder befristet durch die Stadt Stadtsteinach möglich.

§ 4
Aufsicht

Die Aufsichtspflicht über Kinder und Jugendliche, die die Skater-
anlage benutzen, obliegt ausschließlich den Erziehungsberechtig-
ten. Eine Aufsicht wird von der Stadt Stadtsteinach nicht gestellt.
Unabhängig davon ist den Anordnungen der Personen, die das 
Hausrecht ausüben, unverzüglich Folge zu leisten. Das Hausrecht 
üben diejenigen Personen aus, die von der Stadt Stadtsteinach da-
mit beauftragt sind.

§ 5
Haftung

Die Benutzung der Skateranlage erfolgt auf eigene Gefahr. Es ob-
liegt den Erziehungsberechtigten, zu prüfen, ob sie die Benutzung 
gestatten. Schnee und Eis werden nicht beseitigt.

Die Stadt Stadtsteinach haftet nicht für Personen- und Sachschä-
den, die den Benutzern der Skateranlage entstehen. Sie haftet auch 
nicht für Schäden der Anlieger der Anlage und anderer Personen, 
die von den Benutzern verursacht werden.

§ 6
Benutzerausschluss / Verstoß

Wer den vorstehenden Bestimmungen zuwiderhandelt oder im 
Einzelfall die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet, kann 
strafrechtlich verfolgt und von der weiteren Benutzung ausge-
schlossen werden.

Ein Verstoß gegen die §§ 2 bis 4 dieser Satzung kann gemäß Art. 24 
Abs. 2 Satz 2 der Bayer. Gemeindeordnung (GO) als Ordnungswidrig-
keit mit einer Geldbuße bis zu 2.500,-- € geahndet werden.

§ 8
Inkrafttreten

Diese Benutzungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

Stadtsteinach, 19. September 2024
Stadt Stadtsteinach
Wolfrum
1. Bürgermeister


